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Leitung der Versammlung Gemeindepräsident Roman Hug

Protokoll Gemeindeschreiberin Alice Gadient

Anwesend 174, davon 160 Stimmberechtigte

Traktanden

1. Baurechtsvertrag mit der Repower AG für das Kraftwerksprojekt Chlus auf Parzelle 710

südlich der GEVAG / Genehmigung

2. Genehmigung Reglement Grundsätze für den Restkostenverteiler Teilmelioration

Trimmis (Nordspurverlegung N13)

Verlängerung Baurechtsvertrag Parzelle 723 mit Walter Mayer

4. Allgemeine Orientierung

- Information Optimierungforstliche Erschliessung

Absehbare Entwicklung der Windenergie im Rheintal

5. Varia

wo

Begrüssung

Der Gemeindepräsident Roman Hug begrüsst die Versammlungsteilnehmerzur ersten Ge-

meindeversammlung im 2024.

Stimmenzählende

Als Stimmenzählende werden gewählt: Bruno Müller und Walter Rütti.

Protokoll

Das Protokoll Nr. 2 der Gemeindeversammlung vom 27.11.2023 wurde während 30 Tagen

öffentlich aufgelegt. Es ging keine Einspracheein, weshalb das Protokoll als genehmigtgilt.

Gemeinde Trimmis Galbutz 2 7203 Trimmis 081 354 9933 gemeinde@trimmis.ch trimmis.ch gut leben.



Trak. 1 Baurechtsvertrag mit der Repower AG für das Kraftwerksprojekt Chlus auf Parzelle 710

südlich der GEVAG / Genehmigung

Einleitend begrüsst der Gemeindepräsident die Projektleitenden der Repower, Marco Cortesi sowie

Cornelia Voltz, welche für Fragen aus der Versammlung zur Verfügung stehen.

Vorab des vorliegenden Baurechtvertrages gabes seitens der Gemeindedrei wesentliche Punkte, wel-

che mit der Repower AG ausgehandelt werden mussten.Einerseits wollte der Gemeindevorstand sei-

nem Grundsatzbeschluss, kein Land an Dritte zu verkaufen,treu bleiben, weshalb nur ein Baurechts-

vertrag zur Landnutzung in Frage kam. Weiter musste ein Standort gewählt werden, welcher am we-

nigsten Bau- bzw. Kulturlandverlust mit sich bringt, und wie immer möglich sollte auf ein Schwall-

/Sunkbeckenverzichtet werden. Der Kantonsignalisierte dies, wobei wohl erst mit der Konzessionsbe-

willigung abschliessend feststeht, ob tatsächlich auf das Beckenverzichtet werden kann. Mit dem

Standort zwischen der GEVAG und dem Abwasserpumpwerk Trimmis dürften diese Voraussetzungen

erfüllt sein. Andererseits war es dem Gemeindevorstand wichtig, dass unter Mitsprache der Bürgerge-

meinde Trimmis bei der Planung der Leitungsführung des Druckstollens (@ 2.7 m) möglichst wenig

eingezontes Industrieland tangiert wird.

Davor galt es zudem abzuklären, ob die Gemeinde Konzessionsgemeinde werdenkann, was jedoch

aufgrund dessen, dass kein Wasser auf dem Gemeindegebiet gefasst werden kann, abschlägig beant-

wortet werden musste. Dem Bezug von Gratisenergie konnte ebenso nicht entsprochen werden,da als

Zentralenstandortgemeindedie rechtliche Grundlagehiefür fehlt. Dem entgegen konnte mansich auf

einen höheren Baurechtszins einigen. Die Gemeinde konnte aushandeln, dass ein unentgeltlicher Was-

serbezug nach dem Turbinieren des Wassers für das Bewässerungsprojekt möglichist. Der Wasser-

bezug aus dem Druckstollen ist gemäss Roman Hug wegendes hohen Drucks (28 Bar mit 25

m?/Sek.) kaum möglich. Nachintensiven Verhandlungen kann der Gemeindeversammlung das un-

selbständige Baurecht nun vorgelegt werden.

1.1 Das Projekt Chlus

Die Repower AG plant im Prättigau/BündnerRheintal den Bau eines Wasserkraftwerks mit einerinstal-

lierten Gesamtleistung von ca. 62 Megawatt und einer Jahresproduktion von ca. 230 Gigawattstun-

den. Das entspricht dem Verbrauch von rund 50'000 Haushalten.

Die neue Anlage ergänzt die bestehende Kraftwerkskaskade Davos- Klosters/Schlappin - Küblis um

eine weitere Stufe. So sieht das Projekt Chlus vor, das Gefälle zwischen Küblis und dem Rhein eben-

falls zur Stromproduktion zu nutzen. Dabei wird das turbinierte Wasser aus dem bestehendenKraft-

werkin Küblis gefasst und übereinen Druckstollen und eine Druckleitung talauswärts zur neuenKraft-

werkszentrale in Trimmis geführt. Weiteres Wasser kommtaus der Landquart bei Küblis sowie den

drei SeitenbächenAriesch-, Furner- und Schranggabach dazu. Am Schranggabach kanndie Fallhöhe

zusätzlich mittels eines Kleinwasserkraftwerks genutzt werden. Für die Erstellung der im Projekt Chlus

geplanten Anlagen wird mit einer Bauzeit von rund 4 bis 5 Jahren undeinem Investitionsvolumen von

ca. 400 Millionen Franken gerechnet.
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Abbildung 1: Übersichtsschemader Kraftwerksanlagen im Prättigau sowie des Projekts Chlus.

Das Projekt Chlus ist von nationaler Bedeutung und kanneinen wesentlichen Beitrag zur Steigerung

der Versorgungssicherheit sowie der Energieproduktion aus erneuerbaren Energienin der Schweiz

leisten.

1.2 Standort Kraftwerkszentrale

Eines der Kernelemente des Projektsist die

neue Kraftwerkszentrale in Trimmis. Das im

Prättigau gefasste Wasser wird über denca.

16 km langen Druckstollen von Küblis bis

oberhalb der Molinära und anschliessend

über eine ca. 2 km lange erdverlegte Druck-

leitung bis zum Standort der Kraftwerkszen-

trale geführt, wo es turbiniert und schluss-

endlich in den Rhein ausgeleitet wird. Der

Standort der Kraftwerkszentrale musste im

Verlauf der Projektierung aufgrund geänder-

ter raumplanerischer Rahmenbedingungen

angepasst werden.In enger Abstimmung

mit der Gemeinde Trimmis hat die Repower AG den neuen Standort der Kraftwerkszentrale im Bereich

der Parzelle 710, unmittelbar neben der GEVAG und dem Abwasserpumpwerkder Gemeinde Trimmis,

evaluiert.

 



  
Abbildung 2: Schematische Darstellung der wichtigsten Kraftwerksanlagen (KW: Kraftwerkszentrale,

SA: Schaltanlage). Die tatsächlichen Anordnungen und Ausmasse werden im Rahmendes Baupro-

jekts bestimmt. Für das ARA-Pumpwerk verbleibt genügendPlatz.
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Zum Zweck der Landsicherung für die weitere Planung und das Konzessions- sowie Projektgenehmi-

gungsverfahren beabsichtigt die Repower AG mit der Gemeinde den vorliegenden Baurechtsvertrag

abzuschliessen. Die darin festgelegte Baurechtsfläche umfasst den erforderlichen Platzbedarf für den 
 



 

Bau der Kraftwerkszentrale und der zugehörigen Nebenanlagen(insbesondereder Schaltanlage/Ener-

gieableitung sowie der Erschliessung). Mit der Festlegung des Zentralenstandorts im entsprechenden

Bereich konnteeine effiziente und schonende Raumnutzung unter Einhaltung der raumplanerischen

Vorgabenerreicht werden. Es werdenkeine Fruchtfolgeflächen permanent beansprucht. Auch konnte

die Rodungsfläche minimiert werden, indem ein Bereich gewählt wurde, der bereits stark von verschie-

denen Infrastrukturen beeinflusstist.

 

Abbildung 3: Panoramabild des Bereichsfür den Zentralenstandort (Baurechtsfläche rot eingefärbt).

1.3 Entschädigung für Baurecht

Auf Wunsch der Gemeinde Trimmis soll die für den Bau der Kraftwerkszentrale erforderliche Fläche im

Baurecht gesichert werden. Der zwischen der Gemeinde und der Repower AG verhandelte Baurechts-

vertrag sieht entsprechendeinejährliche Entschädigung für die Baurechtsfläche vor, welche für die
gesamte Konzessionsdauer von 80 Jahrenzuleistenist. Die Entschädigung bemisst sich am jährli-

chen Marktwert einer Energiemenge von 300 Megawattstunden. Damit kann die Gemeinde Trimmis

vom Erfolg des neuen Kraftwerksprofitieren, sofern sich gute Energiemarktpreise einstellen. Als mini-

male Zahlung erhält die Gemeinde auchbeitiefen Energiemarktpreisen einen Baurechtszins, der auf

Basis des Verkehrswerts der Fläche und unter Berücksichtigung desindustriellen Charakters der An-

lage mit einem marktüblichen Zins festgelegt wurde. Die minimale Zahlung beträgtjährlich

CHF 30'000 (gerundet). Die Entschädigung wird ab dem Jahrder Inbetriebnahmedes Kraftwerks und

unabhängig vondertatsächlichen Energieproduktion des Kraftwerks geleistet.

Nebst der Entschädigungfür das Baurechtist davon auszugehen, dass die Gemeinde Trimmis durch

die interkommunale Steuerausscheidung vonzusätzlichen Steuereinnahmenprofitieren kann.

Weiter sind Bauaufträge sowie Aufträge für Gewerbe und Industrie zu erwarten. Obwohl grössere Auf-

träge international ausgeschrieben werden müssen,zeigen die Erfahrungenbei anderenvergleichba-

ren Projekten, dass das lokale Gewerbeebenfalls profitiert - sei es direkt als Mitwirkendein Arbeitsge-

meinschaften oder überdie zahlreichen kleineren Aufträge, die diese selbständig anbieten und ausfüh-

ren können. Während der mehrjährigen Bauzeit werden weit über 100 Personenanallen Projektstand-

orten vor Ort mitarbeiten. Es ist absehbar, dass der örtliche Detailhandel und das Gastgewerbe eben-

falls profitieren werden.

Berechnungsbeispiel für die Baurechtsentschädigung unter Annahmeder Marktpreise der letzten 3

Jahre (gerundet):

2021: CHF 34'000

2022: CHF 77'000

2023: CHF 30'000 (Mindestentschädigung, da Marktwert von 300 MWh < CHF 30'000)



1.4 Ausblick

Mit der Annahmedesvorliegenden Baurechtsvertrags liegen alle erforderlichen Grundlagen für die ab-

schliessende Beurteilung des Konzessionsgenehmigungsgesuchs durch die kantonalen Behörden vor.

In diesem Fall rechnet die Repower AG mit einer Konzessionsgenehmigungim Verlauf des Jahres

2024. Parallel dazu wird die Repower AG die Planung des Kraftwerks (Bau- und Auflageprojekt) voran-

treiben und Anfang 2025 das Projektgenehmigungsgesuchbeim Kantoneinreichen. Das Auflagepro-

jekt gibt schliesslich Auskunft überdie detaillierte Ausgestaltung der Kraftwerkszentrale und der übri-

gen Projektbestandteile.

Bei einem positiven Verlauf der Genehmigungsverfahren undbei guten energiewirtschaftlichen Rah-

menbedingungen könnte frühestens 2027 mit dem Bau des Kraftwerks begonnenwerden.Mit einer

Inbetriebnahme wäre dementsprechend nicht vor dem Jahr 2032 zu rechnen.

Wortmeldung aus der Versammlung

Ein Versammlungsteilnehmer möchte wissen, wie die Schwall-/Sunkproblematik gelöst werden

konnte und obbei der Heimfallklausel, insbesondere bezüglich der benetztenTeile, eine für die Ge-

meindeattraktivere Lösung ausgehandelt hätte werden können.

Indem die Repower AG den Nachweis erbringen konnte, dass mit betrieblichen Massnahmender

Schwall-/Sunkproblematik entgegengewirkt werden kann, um die ökologischen Bedenkenzu entkräf-

ten, erübrigt sich voraussichtlich ein Ausgleichsbecken. Bezüglich des Heimfalls wird unter dem or-

dentlichen und dem wasserrechtlichen Heimfall unterschieden. Dabei wurdendie gesetzlichen Bestim-

mungen aus dem Wasserrechtsgesetz des Kantons GR (BWRG)Art. 42 ff, welche bindendsind, beige-

zogen. Art. 42 Abs. 1 BWRGlautet: Andet die Verleihung durch Ablaufihrer Dauer, Verwirkung oder

Verzicht, so fallen die auföffentlichem oderprivatem Boden errichteten Anlagen zum Stauen undFas-

sen, Zu- oderAbleiten oder Umwälzen des Wassers, die Turbinen undPumpen mit den Gebäuden, in

denen sie sich befinden, die Zugehör, die zum Betrieb des Werkes dienenden Grundstücke undRechte

an fremden Grundstücken unentgeltlich undlastenfreije zur Hälfte an den Kanton und die Verlei-

hungsgemeinden heim. Die Gemeinde hat aufgrund dieser Regelung im Wasserrechtsgesetz keine

weitergehenden Ansprüche. Der vorliegende Baurechtsvertrag ist aufgrund dessen,dass die Standort-

gemeinde der Kraftwerkszentrale nicht zugleich auch Konzessionsgemeindeist, etwas speziell. Der

Baurechtsvertrag wurde dem Kanton, dem Grundbuchinspektorat sowie dem Grundbuchamt Land-

quart zur Vorprüfung eingereicht. Weiter musste für den Abschlussdes Vertrages die Zustimmung

des Rechtsvertreters der Konzessionsgemeindeneingeholt werden, da insbesondere auch sie vom

Vertrag beim Heimfall betroffen sind.

Derselbe Versammlungsteilnehmer bezweifelt, dass der Wasserbezug für die Bewässerung nur mit

grossem Aufwandrealisierbar ist. Seine Erfahrungenals Kraftwerksdirektor der Engadiner Kraftwerke

belegen, dass mittels einem Druckreduzierventil durchaus problemlos Wasser aus dem Druckstollen

(z.B. wie in Sent) bezogen werden kann. Er empfiehlt dem Gemeindevorstand vor Abschluss des Ver-

trages, die Repower AG dazu zu verpflichten, technisch prüfen zu lassen, ob mittels Druckreduzierven-

til der Wasserbezug für die Bewässerung derlandwirtschaftlichen Flächen möglichist. Allenfalls sollte

die Repower AG mittels Absichtserklärung verpflichtet werden, Lösungsvorschläge bis 2028 der Ge-

meinde zu präsentieren.

Seitens der Repower AG wird darauf hingewiesen, dass ein Wasserbezug vor der Turbinierung unat-

traktiv sein könnte.

Entsprechend dem wertvollen Hinweis des Versammlungsteilnehmers wird der Antrag mit der Ab-

sichtserklärung bezüglich Wasserbezug ergänzt und der Versammlung wie folgt unterbreitet.



Antrag

Der Gemeindevorstand beantragt der Gemeindeversammlung, den Baurechtsvertrag mit der Repower

AGfür die Kraftwerkszentrale auf Parzelle 710 unter zusätzlich abzuschliessender Absichtserklärung

für das Wasserbezugsrecht mittels einem Druckreduzierventil mit der Repower AG zu genehmigen.

Beschluss

Die Gemeindeversammlung genehmigt den Baurechtsvertrag mit der Repower AGfür die Kraftwerks-

zentrale auf Parzelle 710 unter der noch zusätzlich abzuschliessendenAbsichtserklärung für das Was-

serbezugsrecht mittels Druckreduzierventil mit 159 Ja-Stimmen und 1 Nein-Stimme.

Trak. 2 Genehmigung Reglement Grundsätze für den Restkostenverteiler Teilmelioration Trimmis

(Nordspurverlegung N13)

Nicola Stocker, Vize-Gemeindepräsident, bezieht sich auf die Gemeindeversammlung vom 18.06.2014,

an welcher sich die Versammlung für die Durchführung der Güterzusammenlegung im Zusammen-

hang mit der Verlegung der Nordspur N13 mit folgendenZielen ausgesprochenhat:

- Bereitstellen geeigneter, unterhaltsarmerInfrastrukturen

Anpassung der Erschliessung an die Bedürfnisse

Optimierung des Güterstrassennetzes

Schutz des Bodens gegenVerdichtung in Bezug aufdie intensive Ackerlandbewirtschaftung

Vorarbeiten Neuzuteilung

Umsetzung ErsatzmassnahmenAusführungsprojekt

- Schutz bestehender Inventarobjekte

- Ubersichtliche Einfahrten in die Deutsche Strasse

Die Verordnung über die Durchführung der Teilmelioration wurde durch die Gemeindeversammlung

am 09.06.2015 genehmigt. An der Gemeindeversammlung vom 22.03.2017 hat der Souveran deropti-

mierten Erschliessung der Güterstrassen zugestimmt und hiefür einen Bruttokredit von CHF 980'000

mit 86 Ja-Stimmen zu 0 Enthaltungen einstimmig genehmigt. Unter dem Vorbehalt der Genehmigung

des Bruttoverpflichtungskredites wurde auch die Verordnung über die Durchführung der Teilmeliora-

tion Verlegung Nordspur N13 einer Teilrevision unterzogen und von der Versammlungeinstimmig ge-

nehmigt.

Zwischenzeitlich konnten die Bauarbeiten der Teilmelioration im Zusammenhang mit der Nordspur-

verlegung abgeschlossen und abgerechnet werden.

Die Meliorationskommissionder Teilmelioration hat in Zusammenarbeit mit der Schätzungskommis-

sion die Grundsätze für den Restkostenverteiler analog der Gesamtmelioration Says erarbeitet. Diese

wurden vom Gemeindevorstand zuhanden der Gemeindeversammlung vom 09.04.2024 verabschie-

det.

1. Grundlagen

Folgende Rechtsgrundlagensind für die Verteilung der nicht durch Beiträge gedeckten KostenderTeil-

melioration Trimmis auf die beteiligten Grundeigentümer massgebend:



Meliorationsgesetz des Kantons Graubünden (MelG BR 915.100 vom 05.04.1981 (Stand

01.01.2016)) Art. 33:

1. Die nicht durch Beiträge gedeckten Kosten sind auf die beteiligten Grundeigentümer im Verhältnis

des ihnen aus dem Unternehmenerwachsenen Nutzenszu verteilen.

2. Dritte können ebenfalls zu Beitragsleistungen herangezogen werden, sofern und soweit ihnen aus

dem Unternehmenein besondererVorteil erwächst.

3. Dritte im Sinne von Absatz 2 haben im RahmendesKostenverteilungsverfahrens dieselben Rechte

wie Genossenschafter.

Vollziehungsverordnung zum Meliorationsgesetz des Kantons Graubünden (VV zum MelG BR

915.110 vom 19.11.1980 (Stand 01.04.2007)) Art. 31:

1. Für den Kostenverteiler sind insbesonderedie verbesserte Erschliessung, die Verminderung der

Parzellenzahl und die Form der Grundstücke massgebend.

Reglementder Teilmelioration Verlegung Nordspur N13 von der Gemeindeversammlungerlassen

am 09.06.2015 und ebenfalls von der Gemeindeversammlung am 22.03.2017 ergänzt:

Art.3 Ziff. 5: Die Gemeindeversammlung genehmigt die Grundsätzefür die Kostenverteilung.

Art. 7 Ziff.6: Die Schätzungskommission nimmt die Kostenverteilung vor.

2. Grundsätze

In Anwendungdes kantonalen Meliorationsgesetzes, der dazugehörendenVollziehungsverordnung

sowie des Reglements der Teilmelioration Verlegung Nordspur N13 erlässt die Gemeindeversamm-

lung folgende Grundsätze:

1. Als Grundlage für den Kostenverteiler gelten der Bonitierungswert sowie die Fläche der neu zuge-

teilten Parzellen. Kann der Nutzen nicht genügenderfasst werden, sind Pauschalbeiträge möglich.

2. Dritte im Sinne von Art. 33 des MelG werden analog den Grundsätzen von Objekteninnerhalb des

Beizugsgebietesbelastet.

3. Der aus der Teilmelioration erzielte Nutzen wird für jede Parzelle beziehungsweisefür jeden Grund-

eigentümer aufgrund eines Punktierverfahrens durch die Schätzungskommission ermittelt.

Als Grundlage für die Ermittlung des Nutzens wird einzig die Erschliessung berücksichtigt. Für alle

anderen ausgeführten Arbeiten sind die Restkosten durch das ASTRA gedeckt.

4. Besondere Vor- und Nachteile könnenin Form von Punkten oder Pauschalbeträgenerfasst werden.

5. Die Punktierung ergibt sich aus der Gegenüberstellung des alten und neuenBestandes.

6. Für die Kostentragung haftet derjenige Grundeigentümer, in dessen Eigentum das Grundstück am

ersten Tag der Auflage des Kostenverteilers ist. Gleichermassen werdengeleistete Zahlungen ihm

angerechnet(Art. 32 Abs. 3 VV zum MelG).

7. Mit der persönlichen Schlussrechnung wird jedem Grundeigentümersein Kostentreffnis mitgeteilt.

Die bereits geleisteten Beiträge des jeweiligen Grundeigentümers werden abgezogen, und der Rest-

betrag ist dann noch zu bezahlen. Sind die geleisteten Beiträge höherals die Schlussrechnung,wird

ihm das zu viel bezahlte Geld zinslos zurückerstattet.

Von der Gemeindeversammlung beschlossen am 09.04.2024



Die Meliorationskommission der Teilmelioration Trimmis

Der Präsident: Der Aktuar:

David Willi Hansjürg Meyer

Es wird keine Wortmeldung erwünscht, weshalb Nicola Stocker den folgenden Antrag der Versamm-

lung unterbreitet:

Antrag

Der Gemeindevorstand beantragt der Gemeindeversammlung, das Reglement über die Grundsätzefür

den Restkostenverteiler der Teilmelioration Trimmis zu genehmigen.

Beschluss

Die Gemeindeversammlung genehmigt das Reglement über die Grundsätze für den Restkostenverteiler

der Teilmelioration Trimmis mit 159 Ja-Stimmenund1 Nein-Stimme.

Trak. 3 Verlängerung Baurechtsvertrag Parzelle 723 mit Walter Mayer

Am 18.01.2006 schloss die Gemeindeeinen Baurechtsvertrag mit Walter Mayerfür die Parzelle 723

Plan 14 (BR 2119) mit einer Fläche von 6'465 m? bis zum 31.12.2060 ab. Am 27.10.2008 wurdeein

Nachtrag zum Baurechtsvertrag vom 18.01.2006 abgeschlossen, in welchem eine Flächenbereinigung

von insgesamt 48 m2 zulasten Parzelle 723 vorgenommen wurde. Das laufende Baurecht umfasst

damit eine Gesamtfläche von 6'417 m?.

Mit der Zustimmung der Bürgergemeinde genehmigte die Gemeindeversammlung am 14.12.2005 den

Baurechtsvertrag mit Walter Mayer, Trimmis, mit 87 zu 0 Stimmen.

Walter Mayer gelangte an den Gemeindevorstand mit dem Gesuch, den Baurechtsvertrag für das

Grundstück Nr. 723 Plan 14 im Gebiet "Ceres" um 20 Jahre, das heisst bis zum 31.12.2080, zu verlän-

gern. Walter Mayerhat in denletzten Jahren namhaftin die Infrastrukturen seines Unternehmens an

der Oberaustrasse investiert. Er konnte 25 Arbeitsplätze aufbauen und seine Tochter beabsichtigt, den

Betrieb einst weiterzuführen. Aufgrund dessen drängt sich eine Verlängerung des Baurechtsvertrages

um 20 Jahre auf. Weiter plant Walter Mayer in diesem Zusammenhangeine Umstrukturierung, indem

seine Liegenschaftenin eine Aktiengesellschaft überführt werden.

Gestützt auf Art. 779 Abs. 2 ZGB ist das Baurecht, wenn nichts anderes vereinbart wurde, übertragbar

und vererblich. Im Baurechtsvertrag vom 18.01.2006ist die Übertragung in jedem Fall an die Bedin-

gung geknüpft, dass der Erwerber sämtliche Verpflichtungen aus diesem Vertrag und ausallfälligen

Nachträgen dazu übernimmt. Die Grundeigentümerinist berechtigt, bei Verletzung dieser Bestimmung

den vorzeitigen Heimfall des Baurechts geltend zu machen.

Aufgrund dessen hat der Gemeindevorstand Walter Mayerdie formelle Zustimmungfür die Übertra-

gung des Baurechts auf die von Walter Mayer neu zu gründende Immobiliengesellschafterteilt. Zur

Sicherung des Baurechtszinses soll gestützt auf Art. 779i ZGB ein Pfandrecht in der Höhevondrei

Jahresleistungenerrichtet werden.
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          À 7. Par ; 1S ve HR ;

Aufgrund der im Vertrag vom 18.01.2006 festgehaltenen Heimfallklausel beabsichtigt der Gemein-

devorstand der Gemeindeversammlung, zusammenmit der Baurechtsverlängerung den Heimfall zu

präzisieren, damit vorprogrammierte Streitigkeiten beseitigt werden können.

Im bisherigen Baurechtsvertragist der ordentliche Heimfall wie folgt geregelt:

Ordentlicher Heimfall

Mit der Beendigung des Baurechts gehen sämtliche auf dem Baurechtsgrundstück stehendenGe-

bäude und Anlagenins Eigentum der Grundeigentümerin über. Für die so übernommenen Bauten

und Anlagen erhält der Baurechtsberechtigte eine angemesseneEntschädigung. Könnensich die

Parteien nicht über die Heimfallentschädigungeinigen, so wird diese durch dasin Art. 10 vereinbarte

Schiedsgericht endgültig festgelegt.

Die Heimfallentschädigung wird am Tag des Untergangs des Baurechts, im Streitfall mit dem Ent-

scheid des Schiedsgerichts, zur Zahlung fällig. Sie dient in erster Linie zur Befriedigung der Grund-

pfandgläubiger und ist dem Baurechtsberechtigten nur mit deren Zustimmung auszuzahlen.

Der Grundeigentümerin steht auch das Recht zu, vom Baurechtsberechtigten zu verlangen, dass

sämtliche auf dem Baurechtsgrundstückerstellten Bauten und AnlagenbeiVertragsablauf vollstän-

dig abgebrochen und fachgerecht entsorgt werden sowie das Grundstückin den ursprünglichen Zu-

stand versetzt wird. Sämtliche daraus entstehenden Kosten gehenzulasten des Baurechtsberechtig-

ten. Diese Vereinbarung betreffend den Heimfall ist im Grundbuch der Gemeinde Trimmis auf dem

Baurechtsgrundstück Nr. 2119 und auf dem Grundstück Nr. 723 vorzumerken.

Folgende neue Lösung wird in Absprache mit dem Baurechtsnehmerder Gemeindeversammlung zur

Genehmigung vorgelegt:

"Für die übernommenenBauten undAnlagenerhält die Baurechtsberechtigte eine Entschädigung,

welche 50% des Zeitwertes im Zeitpunkt des Heimfalls entspricht. Der Zeitwert der Gebäude und

Anlagenwird im Auftrag einer der beiden Vertragsparteien spätestens ein Jahr vor Ablauf des Bau-

rechtes durch das zuständige Amtfür Immobilienbewertung ermittelt."

Aufgrund der neu zu treffenden Heimfallklausel soll im Gegenzug die bisherige Regelung, dass vom

Baurechtsberechtigten verlangt werdenkann, dass sämtliche auf dem Baurechtsgrundstückerstellten

Bauten und Anlagenbei Vertragsablauf vollständig abgebrochen und fachgerecht entsorgt werden so-

wie das Grundstückin den ursprünglichen Zustandversetzt wird, gestrichen werden.



11

Antrag

1. Der Gemeindevorstand beantragt der Gemeindeversammlung, den mit Walter Mayer abgeschlos-

senen Baurechtsvertrag für die Parzelle 723 Plan 14 (BR 2119) um 20 Jahre bis 31.12.2080 zu ver-

längern.

2. Der Gemeindevorstand beantragt der Gemeindeversammlung, die Heimfallklausel wie folgt zu prä-

zisieren:

"Für die übernommenenBauten und Anlagenerhält die Baurechtsberechtigte eine Entschädi-

gung, welche 50% desZeitwertes im Zeitpunkt des Heimfalls entspricht. Der Zeitwert der Ge-

bäude und Anlagenwird im Auftrag einer der beiden Vertragsparteien spätestens ein Jahr vor

Ablauf des Baurechtesdurch das zuständige Amt für Immobilienbewertung ermittelt."

Zudem ist im neuenNachtrag|| zum Baurechtsvertrag der Passus, dass vom Baurechtsberechtig-

ten verlangt werden kann, dass sämtliche auf dem Baurechtsgrundstückerstellten Bauten und An-

lagen bei Vertragsablauf vollständig abgebrochen undfachgerecht entsorgt werden sowie das

Grundstückin den ursprünglichen Zustand versetzt wird, zu streichen.

Beschluss

Die Gemeindeversammlung genehmigt:

1. Die Verlängerung des Baurechtsvertrages mit Walter Mayerfür die Parzelle 723 Plan 14 (BR 2119)

um 20 Jahre bis 31.12.2080 mit 159 Ja-Stimmenund 1 Nein-Stimme.

3. Die folgende Heimfallklausel mit 159-Ja-Stimmenund 1 Nein-Stimme:

‘Fur die übernommenen Bauten undAnlagen erhält die Baurechtsberechtigte eine Entschädigung,

welche 50% des Zeitwertes im Zeitpunkt des Heimfalls entspricht. DerZeitwert der Gebäude und

Anlagen wirdim Auftrag einer der beiden Vertragsparteien spätestens ein Jahr vorAblaufdes Bau-

rechtes durch das zuständige Amtfür Immobilienbewertung ermittelt."

Trak. 4 Allgemeine Orientierung

Information Optimierungforstliche Erschliessung22=

Nicola Stockerinformiert die Versammlung

über die vom Gemeindevorstandin Auftrag

gegebeneVorstudie, in welcher eine

Optimierung derforstlichen Erschliessung in

den Gebieten Grosstobel, Valmazana/Martschällis

und Fürstenalp geprüft wird.

# Ga
aDabei geht es um die Erschliessung von Schutzwald fx Mex

Typ A, welche wichtige Schutzwaldungenmit

direkter Schutzwirkung für den Dorfkern im Bereich der Dorfrüfe beinhalten. Forstliche Erschliessun-

gen sind aufwändige und kostenintensive Projekte, welche in Bezug auf das Kosten-Nutzenverhältnis

detailliert zu prüfen sind. Zur Zeit evaluiert der Gemeindevorstand die Varianten und bereitet die

nächstenSchritte vor, so dass voraussichtlich im Budget 2025 die Planungs- und Projektierungskos-

ten zuhanden der Gemeindeversammlung beantragt werden können. Die Bevölkerung wird zu gegebe-

nerZeit detailliert über das Projekt informiert.
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Absehbare Entwicklung der Windenergie im Rheintal

Auf den im 2023 zur Vernehmlassung aufgelegenen Richtplan Energie, welcher langfristig auf erneuer-

bare und einheimische Energieproduktion mit dem Ausbau von Wasser- und Windkraft sowieSolar

energie setzt, gingen viele Stellungnahmen beim Kantonein. ; k

Im dunkelblauen Perimeter dürften künftig Windräderin so-

genannten Vorranggebieten Platz finden.

Es zeichnet sich ab, dass möglicherweiseein zweites Windradbei

Haldenstein durch den Kantonbewilligt werden dürfte, ohne dass

die betroffene Bevölkerung und die GemeindeEinfluss nehmen

können.

Seitens des Gemeindepräsidenten dürfen die demokratischen

Mittel, um sich zur Wehrzu setzen, der Bevölkerung nicht entzogen

werden. Roman Hug hatsich bereits als Präsident der BVR (Bündner ="

Vereinigung für Raumentwicklung) stark dafür gemacht, dass die Bevölkerung in diesen wiehtigen Fra-

gen zwingendein Mitspracherechterhält.

 

Trak. 5 Varia

Aus der Versammlung gibt es keine Wortmeldung.

RomanHug informiert die Versammlung darüber, dass es nach seinem Rücktritt im Vorstand nahtlos

weitergeht, indem Crispin Joosals Stellvertreter Einsitz nehmen wird und Nicola Stocker als Vizepräsi-

dent die Geschäfte des Präsidenten übernimmt.

Für Roman Hugist es wichtig, sich selbst zu verabschieden und der Bevölkerung, den Mitarbeitenden

und vor allem auchseinen bisherigen Amtskollegeneinen herzlichen Dank auszusprechen. Roman Hug

wurde im Jahr 2015 als Gemeindepräsident mit Amtsantritt am 01.01.2016 gewählt. Aufgrund seiner

Wahlals Nationalrat vom 22.10.2023 wird er am 30.04.2024 sein Amt als Gemeindepräsident ablegen.

Die rund 20 Gemeindeversammlungen, an welchen über 90 Geschäfte behandelt wurden, warenfür ihn

der Höhepunkt. Alle Geschäfte wurdendurch die Versammlung im Sinne des Gemeindevorstandes be-

stätigt, was als ausserordentlich bezeichnet werden kann. Für das Wohlwollen und Vertrauen der Bevöl-

kerung ist Roman Hug sehr dankbar. In den letzten Jahren konnte die Verschuldung auf 4.5 Millionen

Frankenreduziert und dank der zusätzlichen Abschreibungendie künftigen Rechnungenentlastet wer-

den. Zugleich war eine Steuersenkung um 5% möglich. Roman Hug wurde oft gefragt, ob heute nicht

alles sehr kompliziert sei. Aus seiner Sicht wird vieles kompliziert gemacht, obwohl dies überhaupt nicht

nötig sei. Schwierige Zeiten dürften die damaligen Präsidenten in den Kriegsjahren gehabt haben.In

Zeiten, in denen genügend Mittel zur Verfügung stehen, es der Bevölkerung gut gehe, dürfe nicht von

schwierigen Zeiten gesprochenwerden.Die Coronazeit warfür ihn belastend und den bevormundenden

Umgang durch die Politik mit der Bevölkerung möchte er nicht noch einmal erleben. Roman Hug

wünscht sich, dass mehr Toleranz auch gegenüber andersdenkenden Menschenerbracht unddie Frei-

heit des Einzelnen nicht weiter eingeschränkt wird. In diesem Sinne dankt Roman Hug der Versamm-

lung, seiner Familie und seinem privaten Umfeld für die Geduld, das Vertrauen und für das Wohlwollen

ihm gegenüber. Einen ganz besonderen Dankspricht er Alice Gadient aus. Ohne ihren unermüdlichen

Einsatz wäre vieles nicht möglich gewesen.

Im Namen des Gemeindevorstandes dankt Nicola Stocker dem scheidenden Präsidenten für die Zu-

sammenarbeit, und dies, obwohl Roman Hug explizit keine grossen Lobeshymnen und Reden
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wünschte. Um seinem Einsatz gerecht zu werden,ist es dem Gemeindevorstand sehr wichtig, Roman

Hug seinen Dank auszusprechen.Die Kollegialität, die Fähigkeit, um gute Lösungenfür die Trimmiser

Bevölkerung zu kämpfen, aber auch die offene und weitsichtige Art, haben die Zusammenarbeit ange-

nehm gemacht. Diese Eigenschaften wie auch die Fähigkeit, komplexe Themeneinfach zu erklären, sind

für Roman Hugbezeichnend. Als Geschenk mit einer gewissen Symbolik auf die Herkunft und die Hei-

mat wird Roman Hug ein Geschenkkorb mit Köstlichkeiten aus Trimmis und Says überreicht. Mögen

ihn die kulinarischen Genüssefürdie intensiven Diskussionenin Bern stärken, um sich für die Gemeinde

und den Kanton einzusetzen.

In diesem Sinne übergibt Nicola Stocker Roman Hug dasletzte Mal das Kommando. Als Fahnengötti

zusammenmit Cecilia Manetsch hat Roman Hugein kleines Konzert der Musikgesellschaft zu gut, wel-

ches er als Abschiedsgeschenk der Versammlung zukommenlässt.

Schluss der1 21:45 Uhr

Gemeindeschreierin Alice Gadient

Roman Hug
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